
sehen Imperialisten gegenüber einem Volke, das bereits 
mit der Hitler-Okkupation fertiggeworden ist, sichtbar. 
Selbst revanchelustige Kreise in Westdeutschland erklären, 
daß sie angesichts dieser Lage in Frankreich nicht als „ver­
lorener Haufen" für die Geschäfte der Amerikaner sterben 
wollen.

Auch in Westdeutschland geht eine tiefe, innere Ver­
änderung in allen Teilen der Bevölkerung im Verhältnis zu 
den Okkupationsmächten vor sich. Sie ist gegen das über­
hebliche, selbstherrliche Eingreifen der Amerikaner in das 
gesamte wirtschaftliche und politische Leben gerichtet, ins­
besondere gegen den unverschämten Druck, mit dem sie 
auf die Ratifizierung der versklavenden Kriegspakte 
drängen, deren folgenschwerer Inhalt den Westdeutschen 
nach und nach zum Bewußtsein kommt.

Genosse Malenkow hat diese Lage treffend in seinem 
Bericht auf dem XIX. Parteitag charakterisiert, als er davon 
sprach, daß nüchtern denkende und fortschrittliche Poli­
tiker in den kapitalistischen Ländern sehen, in welchen Ab­
grund sie von den alles Maß vergessenden amerikanischen 
Abenteurern gezerrt werden und deshalb beginnen, gegen 
den Krieg Stellung zu nehmen, Genosse M a l e n k o w  
schlußfolgerte:

„Und es ist anzunehmen, daß sich in den Ländern, die 
man zur Rolle höriger Marionetten der amerikanischen 
Diktatoren verurteilt hat, wahrhaft friedliebende demo­
kratische Kräfte finden werden, die ihre selbständige, 
friedliche Politik verfolgen und einen Ausweg aus der 
Sackgasse finden werden, in die sie die amerikanischen 
Diktatoren getrieben haben. Wenn die europäischen 
und anderen Länder diesen neuen Weg einschlagen, 
werden sie vollstes Verständnis bei allen friedliebenden 
Ländern finden “

Die vom Genossen Walter U l b r i c h t  geschilderte Lage 
des gesamtdeutschen Kampfes um einen Friedensvertrag 
und um die Wiederherstellung der nationalen Einheit 
Deutschlands zeigte auf, wie sich die werbende Kraft der 
Deutschen Demokratischen Republik, des Grundsteins für 
die Schaffung eines einheitlichen, demokratischen, fried­
liebenden und unabhängigen Deutschlands, in Westdeutsch­
land durchzusetzen beginnt.

Die Internationale Konferenz zur friedlichen Lösung der 
deutschen Frage in Berlin erbrachte den Beweis, daß sich die 
Deutschen aus Ost und West, ohne Unterschied der politi­
schen und religiösen Anschauungen, in den Grundfragen des 
Friedensvertrages und der Einheit Deutschlands einigen 
können. Eine breite patriotische Sammlungsbewegung ist 
im Werden. Die Tatsache, daß bei der Abstimmung über die 
Terminfestsetzung des Bundestages zur 2. und 3. Lesung des 
Generalvertrages auch Abgeordnete aus der Adenauer-Koa­
lition ausbrachen, und die Mitteilung, daß im Auswärtigen 
Ausschuß des Bundestages eine lange Debatte im Gange 
war, keine 2. Lesung des Generalvertrages vor einer Vier­
mächtekonferenz vorzunehmen und eine Antwort auf den 
Volkskammerappell zu empfehlen, sind Symtome dafür, daß 
auch in kapitalistischen Kreisen Westdeutschlands sich der 
Widerstand gegen die amerikanische Kolonisierungspolitik 
zu organisieren beginnt.

Die Gründe mögen bei den bürgerlich-kapitalistischen 
Vertretern verschiedenartig sein: Die einen glauben nicht

an eine von der Sowjetunion drohende Gefahr, sie wollen 
nach beiden Seiten verdienen, sich nicht das Geschäft mit 
dem Osten von den Engländern und Franzosen wegnehmen 
lassen; die anderen sehen im Kriegsfall die Katastrophe 
voraus: nämlich die erneute vollständige Niederlage und 
die Vernichtung ihrer eigenen Betriebe, ihrer Existenz und 
ihres Lebens; wieder andere wollen nicht vollends unter 
das amerikanische Joch kriechen, sondern sich den Weg 
einer eigenen, selbständigen Entwicklung offenhalten und 
nicht in eine kommende amerikanische Absatzkrise mit hin­
eingerissen werden. Auf jeden Fall aber sind objektiv gün­
stige Bedingungen dafür herangereift, daß auch in West­
deutschland die Friedens- und nationale Bewegung erfolg­
reich die amerikanischen Kriegspläne durchkreuzen und die 
Verwirklichung der Kriegsverträge verhindern kann.

Die gegenwärtige Friedensbewegung, die, wie Genosse 
S t a l i n  in seinem Werk und Genosse M a l e n k o w *  auf 
dem XIX. Parteitag erklärten, sich auf die Erreichung dar 
demokratischen Ziele des Kampfes für die Erhaltung des 
Friedens beschränkt, hat auf Grund des gegenwärtigen 
Kräfteverhältnisses zwischen dem Lager des Imperialismus 
und des Krieges und dem Lager der Demokratie und des 
Friedens die reale Perspektive der Verhinderung das Krie­
ges in der gegenwärtigen historischen Situation gestellt.

Die Analyse des Genossen S t a l i n  über eine solche 
mögliche Perspektive trifft voll und ganz auf die spezielle 
Lage unseres Kampfes in Deutschland gegen die Kriegs­
politik des amerikanischen Imperialismus zu. Genosse Stalin 
sagte:

„Am wahrscheinlichsten ist, daß die gegenwärtige Frie­
densbewegung, als Bewegung für die Erhaltung des 
Friedens, im Falle des Erfolges zur Verhütung eines be­
stimmten Krieges, zu seinem zeitweiligen Aufschub, zur 
zeitweiligen Erhaltung des gegebenen Friedens, zum 
Rücktritt einer kriegslüsternen Regierung und zu ihrer 
Ablösung durch eine andere Regierung führt, die bereit 
ist, zeitweilig den Frieden zu erhalten.*

Hier sind die Ziele der gegenwärtigen Friedensbewegung 
und der patriotischen Bewegung klar Umrissen. Die Aden­
auer-Regierung kann, da sie auf parlamentarisches Miß­
trauensvotum pfeift, nur auf dem Wege des revolutionären 
Kampfes der Massen gestürzt werden. Die diktatorischen 
Methoden des Staatsstreichs und der terroristischen Gewalt, 
mit denen die amerikahörige Adenauer-Regierung diese Ent­
wicklung zu verhindern versuchen wird, können nur durch 
Massenaktionen und Generalstreik zerschlagen werden. Das 
im Programm der KPD zur nationalen Wiedervereinigung 
aufgestellte nächste Ziel der Schaffung einer westdeutschen 
Regierung der nationalen Wiedervereinigung ist deshalb 
ein reales, zu verwirklichendes Ziel, auf dessen Erreichung 
jetzt alle unsere Kräfte zu konzentrieren sind.

Wir sind uns dabei klar, was Genosse S t a l i n  lehrt, daß 
bei der Erreichung solcher Erfolge der Friedensbewegung

„der Imperialismus dennoch erhalten bleibt, bestehen 
bleibt und folglich auch die Unvermeidlichkeit der 
Kriege bestehen bleibt",

denn Genosse S t a l i n  unterstreicht:

„Um die Unvermeidlichkeit der Kriege zu beseitigen, 
muß der Imperialismus vernichtet werden.*
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